
Händewe von der Beamtenversor un !

Bürgerversicherung“ und Rentenversicherung auch für Beamte?
Ähnlich der Situation vor vier Jahren
sehen auch die Wahlprogramme von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
Die Linke zur Bundestagswahl 2021
in leicht unterschiedlichen Ausprä-
gungen die Aufnahme der Beamten-
schaft in eine einheitliche Kranken-
versicherung (Bürgerversicherung“)
und ihre Einbeziehung in die Renten—
versicherung vor. Anders als vor vier
Jahren sehen die Wahlurnfragen die—

se drei Parteien dieses Mal aber bei
zusammen rund 50 Prozent derWäh—
lerstimmen — und SPD und Grünen
wird sogar die Chance attestiert, den
nächsten Bundeskanzler zu stellen.
Deshalb gilt es mehr denn je

deutlich zu machen: Hände weg
von der Beamtenversorgung!
Sowohl des Krankenversorgungs-

system wie auch das Altersversor-
gungssystem der Beamtinnen und
Beamten haben sich bewährt und
sind geradezu Erfolgsmodelle! Sie
zur Stärkung der kränkelnden Gesetz-
lichen Systeme (GKV und gesetzliche
Rente) zu zerschlagen, und sei es, ih—

nen den Nachwuchs" zu entziehen,
ist unverantwortlic’h und populistisch!

Zwei—Klassen—Medizin”
Deutschland besitzt unbestritten ei—

nes der besten Gesundheitssysteme
der Welt. Trotzdem wird seit Jahren
geradezu ein Klassenkampt um die—

Schwierige
Nachwuchsgewrnnung
LPA-Bericht zeigt die Probleme auf
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sesThema geführt, und zwar ein sehr
einseitiger von einigen Protagonisten
der drei genannten Parteien.
Die Zwei—Klassen—Medizin" in

Deutschland müsse endlich abge—

schafft, mehr Gerechtigkeit geschaf—
fen werden, so derTenor. Und wenn
man schon sonst gegen die Reichen
und Mächtigen nicht ankommt, hier
glaubt man sie erwischen zu können,
und zwar mit der Einführung einer
Einheitsversicherung für alle.

Fehleinschätzungen — oder
einfach Böswilligkeit!
Sollte es sich hier nicht nur um blan—

ken Populismus handeln, liegen die-
sem Gedanken einige Fehleinschät-
zungen zugrunde:
° Der allergrößte Teil der privat Kran—

kenversicherten sind Beamtinnen
und Beamte. Lediglich 20 Prozent
der Privatversicherten verfügen
über ein Einkommen, das über der
Versicherungspflichtgrenze liegt.
Man trifft also die Beamten und
nicht so sehr die Reichen’,‘ wenn
man der PKV den Garaus macht.

° Die Reichen“ trifft man auch des-
halb nicht, weil sie natürlich in der
Lage sind, sich ergänzend privat zu
versichern oder Premiumbehand—
lungen gleich ganz selbst zu finan—

zieren. Der Großteil der Beamten—
schaft könnte sich das nicht leisten.

Bundestagwahlen 21
Was steht in den Wahlprogrammen?
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° Schon hier wird deutlich, dass sich
einheitliche Wartezeiten — das Kern-_
kampfthema schlechthin! — fürArzt-
termine mit einer Bürgerversiche—
rung" nicht herstellen ließen; denn
dann kommt eben zum Zug, wer
eine Zusatzversicherung hat oder
sonst Leistungen zukauft. Und ge—

nerell: Auch bei den Wartezeiten für
Behandlungen steht Deutschland
im internationalen Vergleich sehr
gut dal

° ln keinem Land, in dem eine ver-
meintliche Einheits-Krankenversor—
gung eingeführt worden ist, haben
die Menschen davon profitiert. Und
überall kam es zu einer parallelen
Privatärztestruktur für Reichel

° Das liegt auch daran, dass der An-}
teil der PKV an der Finanzierung
unseres Gesundheitssystems
überproportional hoch ist und das
Gesamtsystem damit erheblich
trägt. Diese Querfinanzierung fiele
bei einem Systemwechsel weg!

Stattdessen gehören endlich die un—

bestreitbaren Defizite der Gesetzli—
chen Krankenversicherung in Angriff
genommen, aber nicht zulasten der
Beamtenschaft!

Beamtenpensionen als
Gegenstand ständiger
Neiddebatten
Von maßlosem Neid geprägt ist die

Fortsetzung nächste Seite
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regelmäßige Debatte um die Beam-
tenpensionen. Jahr für Jahr füllen
diverse Boulevardblätter das Som—

merloch damit, dass sie Vergleiche
zwischen der Höhe der gesetzlichen
Altersrente und den Pensionen der
Berufsbeamten anstellen. Dabei wird
regelmäßig unterschlagen, dass ge-
setzliche Rente und die Beamtenpen-
sion per Definition nicht vergleichbar
sind. Denn während nach der Recht—

sprechung des Bundesverfassungs—
gerichts die Beamtenversorgung eine
Vollversorgung zu sein hat, die alle
drei Säulen der Altersversorgung ab-
deckt (gesetzliche, betriebliche und
private), ist die gesetzliche Altersren-
te eben nur eine dieser drei Säulen.
Jeder Vergleich hinkt damit gewaltig
und umso mehr, wenn Durchschnitts—
vergleiche angestellt werden. Denn
hier schlägt bei der Beamtenversor—
gung zu Buche, dass 70 Prozent der
Ruhestandsbeamten über die Hoch—

schulreife verfügen, was bei den
Rentnern zu einem weit geringeren
Teil der Fall ist. Hier schlägt auch zu
Buche, dass Beamtinnen und Beamte
in aller Regel durchgängige Erwerbs-
biografien haben, weil sie sich ja le-
benslang ihrem Dienstherrn verpflich-
tet haben. Hier gilt es aber auch zu
bedenken, dass die Beamtenschaft
das Ergebnis verfassungsrechtlicher
Bestenauslese ist, sich somit ein
Durchschnittsvergleich" verbietet.
Und es gilt zu sehen, dass etwa der

Freistaat Bayern mehr als 300.000
Menschen beschäftigt. Ein Vergleich
der Altersversorgung seiner Beam—

tinnen und Beamten kann seriöser

Weise damit nur mit der Versorgung
von Beschäftigten ähnlich großer
Unternehmen angestellt werden! In

Baden—Württemberg hat die Staats—
regierung vor zehn Jahren einen sol-
chen Vergleich angestellt — das Er-

gebnis war dann aber nicht nach dem
Geschmack des Boulevards.

Finanzierungsprobleme bei
Pensionen?
Von interessierter Seite wird auch
gern ein Horrorgemälde Über die Fi—

nanzierung der zukünftigen Pensionen
gemalt, zumal ja die Beamtenschaft
keinen Beitrag zur eigenen Alters—
versorgung leiste Dieser Vorwurf
verkennt zum einen, dass die Bezüge
der Beamten im aktiven Dienst un-
streitig niedriger bemessen sind und
sie damit einen fiktiven Beitrag“ zu
ihrer Altersversorgung leisten. Der
Verwurf verkennt auch, dass auch die
Beiträge zur gesetzlichen Rente nicht
angespart werden, um sie Jahrzehnte
später den Rentnern verzinst wieder
auszuzahlen. Und er verkennt damit
ebenfalls, dass die Herausforderung
für Rente und Pensionen gleicherma—
ßen darin besteht, die Zahlungen an
die Empfänger dann zu finanzieren,
wenn sie anfallenl

Damit diese Herausforderung im
Hinblick auf die kommenden Pensi-
onsleistungen nicht aus dem Blick ge-
rät, wird für den Freistaat Bayern dem
Bayerischen Landtag alle fünf Jahre
ein Versorgungsbericht vorgelegt.
Der letzte aus dem Mai 2020 gibt hier
Entwarnung’,‘ nicht zuletzt auch dank
des Bayerischen Pensionsfonds, der

zur Abfederung angelegt worden und
auf inzwischen rund 4 Milliarden Euro
angewachsen ist. '

Gesetzliche Rente mit gro-
ßen Problemen
Dem gegenüber steht die gesetzli—
che Rente unzweifelhaft vor großen
Herausforderungen. Schon heute
wird die Rentenkasse Jahr für Jahr
mit mehr als 100 Milliarden Euro aus
Steuermitteln bezuschusst. Tendenz
stark steigend!
Deshalb aber das funktionieren—

de System der beamtenrechtlichen
Altersversorgung zerschlagen? Ja
letztlich mit dem Gedanken, zunächst
nur neue — junge — Beitragszahler
unter den Beamten zu gewinnen,
während deren Renten ja erst nach
Jahrzehnten fällig" würden! Was
für ein unverantwortliches Denken,
zumal der Staat als Dienstherr damit
auf Jahrzehnte neben den laufenden
Pensionen zusätzlich die Rentenbei—
träge der Jungen” (letztlich AN— wie
AG—Beiträge) zu zahlen hätte. Eine Be—

lastung, die alle Haushalte sprengen
würde!
Auch deswegen ist die vom Bund

eingesetzte Kommission Verlässli-
cher Generationenvertrag" im März
2020 zu dem Ergebnis gekommen,
dass die Einbeziehung von Beamten
in die gesetzliche Rentenversiche-
rung für den Aspekt der nachhalti—

gen Finanzierung der Rentenversiche—
rung voraussichtlich eher nicht"
gilt. Insgesamt geht es dabei freilich
um nicht weniger als den Fortbestahd
des Berufsbeamtentums!
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